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Setzung der Beratungsstellen: Gegenwärtig sind die Bera­
tungsstellen fast aller Bezirksstädte mit einem hauptamtli­
chen Leiter (Arzt oder Psychologe) besetzt, während in den 
Kreisstädten, bis auf wenige Ausnahmen, Hochschulkader nur 
nebenamtlich tätig sind.

Die Beratungsstellen arbeiten mit den Kreisgerichten zu­
sammen; in der Regel wirkt der Familienrichter auch in der 
Beratungsstelle selbst mit. Es zeigt sich allerdings, daß rein 
juristische Fragen immer seltener in den Beratungsstellen 
vorgebracht werden; hier nehmen die ratsuchenden Bürger 
doch ganz überwiegend die Rechtsauskunft des Kreisgerichts 
in Anspruch. Bewährt hat es sich, daß in geeigneten Fällen 
im Vorfeld gerichtlicher Verfahren, aber auch bei der Aus­
setzung des Eheverfahrens und bei der Wiederholung von 
Aussöhnungsverhandlungen^ den Eheleuten der Besuch der 
Beratungsstelle nahegelegt wird. Da es kaum möglich ist, 
ernsthafte Probleme der Eheleute in einer Konsultation zu 
klären, sind entsprechende Informationsbeziehungen zwischen 
Kreisgericht und Beratungsstelle unerläßlich.

Wie ein Erfahrungsaustausch in der Arbeitsgemeinschaft 
„Ehe- und Sexualberatung“ ergab, hat sich in den letzten 
10 Jahren die Struktur der Anliegen der Bürger deutlich 
gewandelt. Es betreffen 50 Prozent funktionelle Sexualstö­
rungen, 30 Prozent chronische Partnerschaftskonflikte und 
10 Prozent die psychologische Beratung vor der Ehescheidung. 
Die restlichen 10 Prozent haben Anliegen verschiedenster Art 
zum Inhalt.

Während bis in die erste Hälfte der 70er Jahre die Auf­
gabe der Beratungsstellen vorwiegend in der Propagierung 
und Verordnung hormonaler Empfängnisverhütungsmittel be­
stand, also der Gynäkologe gefragt war, ist im letzten Jahr­
zehnt das Bedürfnis nach Sexualtherapie ständig gewachsen. 
Deshalb sind an vielen Beratungsstellen jetzt hauptamtlich 
klinische Psychologen tätig. Das Übergewicht der Fragen aus 
dem Bereich funktioneller Sexualstörungen und der Partner­
schaftskonflikte erklärt auch, daß etwa 50 Prozent aller Rat­
suchenden zwischen 25 und 40 Jahre alt sind. Zugleich weist 
dies auf die Notwendigkeit hin, die Ehe- und Sexualberatung 
unter jungen Bürgern bis 25 Jahre stärker zu propagieren 
und dazu z. B. die Möglichkeiten der Jugendklubhäuser und 
von FDJ-Veranstaltungen zu nutzen.

Das Repertoire therapeutischer Methoden ist in den letzten 
Jahren erheblich breiter geworden, so daß die Behandlungs­
chancen sich verbessert haben. Im einzelnen ist für folgende 
Überweisungs- und Behandlungsindikationen Verständnis zu 
wecken:

1. Alle funktionellen Sexualstörungen (erektive Impotenz, 
Ejakulationsstörungen, Orgasmusstörungen) sind Beziehungs­
störungen; die optimale Therapieform ist hier die Paarthe­
rapie. Außerdem gilt es oftmals, Informationsdefizite aufzu­
füllen.

2. Häufiger Partnerwechsel ist oft die Ursache von Bin­
dungsunfähigkeit, die eine Indikation zur Psychotherapie dar­
stellt.

3. Der Hang zum Alkohol ist häufig Ausdruck ungelöster 
Probleme („Problemtrinker“); in diesen Fällen ist es oftmals 
fraglich, ob die Ehescheidung die alleinige Lösung ist.

4. Tätlichkeiten in der Familie können auch Ausdruck von 
Hilflosigkeit sein, die durch Aggressivität und Zuschlägen 
„überspielt“ wird.

4 Nach unseren Erfahrungen sucht nur ein kleiner Prozent­
satz von Bürgern vor Einreichung der Scheidungsklage die 
Ehe- und Sexualberatungsstelle auf.

Unterschiedliche Erfahrungen liegen zur Methode der Be­
ratung vor. Während bei den Ehe- und Familienberatungs­
stellen § 4 Satz 2 der 1. DB zum FGB die kollektive Beratung 
zuläßt, zeigt die Praxis der Ehe- und Sexualberatungsstellen, 
daß die Ratsuchenden ihre Situation sehr oft als peinlich 
empfinden und eine Beratung durch ein Gremium von Fach­
leuten ablehnen. Die Vertraulichkeit eines Gesprächs unter 
vier Augen — bzw. bei der Partnerberatung unter sechs 
Augen — sollte daher unbedingt gewahrt werden.

Andererseits läßt § 5 Satz 2 der 1. DB zum FGB zu, daß 
die ratsuchenden Bürger anonym bleiben. Dies ist aber für 
die medizinische bzw. psychologische Diagnose und Therapie 
ungünstig. Der Berater muß die soziale, berufliche, familiäre 
und gesundheitliche Situation des Ratsuchenden vollständig 
erfassen, um ihm besser helfen zu können. Deshalb verlangen 
die Ehe- und Sexualberatungsstellen die Vorlage des Aus­
weises für Arbeit und Sozialversicherung, und die Praxis 
zeigt, daß die Ratsuchenden das als ganz selbstverständlich 
empfinden. Ebenso selbstverständlich ist es, daß alle Berater 
der Schweigepflicht unterliegen und alle Anfragen und Unter­
lagen vertraulich behandelt werden (vgl. § 6 der 1. DB zum 
FGB).

Die sachkundige Beratung in Ehe- und Sexualberatungs- 
stellen setzt voraus, daß sich auch die Berater ständig quali­
fizieren. Für die hauptamtlichen Hochschulkader führt die 
Akademie für ärztliche Fortbildung im Abstand von zwei 
Jahren Weiterbildungslehrgänge durch. Die Bezirksakademien 
veranstalten jährlich einmal — entsprechend den territorialen 
Erfordernissen — Schulungen für alle Berater. Außerdem 
organisiert das Institut für Weiterbildung mittlerer medizi­
nischer Fachkräfte Lehrgänge für die an Ehe- und Sexual­
beratungsstellen tätigen Fachschulkader. Bewährt haben sich 
ferner die seit 1965 stattfindenden Rostocker Fortbildungstage 
für alle an den Problemen von Ehe, Familie und Sexualität 
interessierten Berufsgruppen, an denen vor allem Ärzte und 
Psychologen, aber leider noch zu wenig Juristen und Päd­
agogen teilnehmen.7

Es bleibt zu wünschen, daß der Erfahrungsaustausch über 
Fragen der Ehe-, Familien- und Sexualberatung auch in den 
Spalten dieser Zeitschrift wieder reger werden möge.

Dr. med. CLAUS DRUNKENMÖLLE,
Leiter der Ehe- und Sexualberatungsstelle der Stadt Halle

6 Vgl. dazu K.-H. Eberhardt ln NJ 1977, Heft 18, S. 634 f.
7 Vgl. den Bericht über die ersten Fortbildungstage ln NJ 1965, 

Heft 22, S. 705 f. Vgl. auch die Berichte über zentrale Welter- 
bildungsveranstaltungen für die ln Ehe- und Familienberatungs­
stellen tätigen Juristen: NJ 1971, Heft 16, S. 483 f.; NJ 1973, Heft 1, 
S. 17 f.; NJ 1974, Heft 1, S. 17 f.

Bedeutung des Fahrzeugbriefs 
im Rechtsverkehr
Der Fahrzeugbrief ist eine Urkunde, die in Ausübung dienst­
licher Befugnisse ausgestellt wird, Rechte und Pflichten be­
gründet, ändert oder auf hebt und gemäß. §§ 240, 241 StGB 
strafrechtlichen Schutz genießt. Neben technischen Angaben 
(z. B. FahrzeUgart, Fabrikat/Тур, Baujahr, Fahrgestellnum­
mer) und der Bestätigung, daß das Fahrzeug den Bestim­
mungen über den Bau, den Betrieb und die Ausrüstung von 
Fahrzeugen entspricht, enthält der Fahrzeugbrief auch die 
Zulassung zum öffentlichen Verkehr durch das zuständige 
VPKA (Tag der Zulassung, polizeiliches Kennzeichen) sowie 
den Namen und die Anschrift des Eigentümers und des Hal­
ters. Zu Eintragungen in dieser Urkunde sind gemäß § 6 
Abs. 2 der 1. DB zur StVZO vom 29. März 1982 (GBl. I Nr. 17
S. 355) nur die Zulassungsstellen der Deutschen Volkspolizei, 
das Kraftfahrzeugtechnische Amt der DDR (KTA), die Inha­
ber einer Betriebserlaubnis, Betriebe und Einrichtungen des 
Kraftfahrzeughandels und die von der Deutschen Volkspolizei 
dazu ermächtigten Personen berechtigt.

Kraftfahrzeuge und deren Anhänger bedürfen für den 
Verkehr auf öffentlichen Straßen einer Zulassung durch die 
Deutsche Volkspolizei. Diese Zulassung wird nur dann erteilt, 
wenn u. a. die Betriebserlaubnis vorliegt. Die Betriebserlaub­
nis erteilt für Fahrzeuge, die erstmals in den Verkehr gebracht 
werden und den gesetzlichen Bestimmungen über den Bau 
und Betrieb entsprechen, nach schriftlichem Antrag des Her­
stellers bzw. des Importeurs das KTA. Dabei wird staatlich 
geprüft, ob ein Kraftfahrzeug für den Straßenverkehr zuzu­
lassen ist und zum Zwecke der Fortbewegung genutzt wer­
den kann.

Die Betriebserlaubnis wird bei zulassungspflichtigen Fahr­
zeugen im Fahrzeugbrief eingetragen (§ 16 Abs. 1 StVZO). 
Für Fahrzeuge, die in Serie gefertigt oder importiert sind, 
wird eine Allgemeine Betriebserlaubnis für die Dauer von 
3 Jahren erteilt. Für einzeln gefertigte Fahrzeuge wird eine 
unbefristete Einzel-Betriebserlaubnis ausgestellt, die bis zum 
endgültigen Außerbetriebsetzen des Fahrzeugs gilt. Der Inha­
ber der Allgemeinen Betriebserlaubnis hat gemäß § 1 Abs. 6 
der 3. DB zur StVZO — Bau, Betrieb und Ausrüstung von 
Fahrzeugen — vom 28. Mai 1982 (GBl. I Nr. 27 S. 499) inner­
halb der genannten Frist für jedes dem Fahrzeugtyp ent­
sprechende Fahrzeug einen Fahrzeugbrief auszustellen. Er ist 
befugt, die Angaben aus der Allgemeinen Betriebserlaubnis 
sowie das Baujahr, die Fahrgestellnummer und die Farbe des 
Fahrzeugs in den Fahrzeugbrief einzutragen. Die Fahrzeug­
briefe für einzeln gefertigte, eingeführte oder importierte 
Fahrzeuge werden vom KTA oder vom Ministerium des 
Innern ausgefertigt (§ 2 Abs. 3 der 3. DB zur StVZO). Das 
gleiche gilt auch für die entsprechend der АО über den Umbau 
und Aufbau von Kraftfahrzeugen und deren Anhänger 
— Kraftfahrzeugumbauordnung (Kfz-UbO) — vom 27. April 
1982 (GBl. I Nr. 21 S. 413) um- oder aufgebauten Kraftfahr­
zeuge.


